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Deutschlands Kommunen treiben die Digitalisierung voran. Auch bei 

Bauanträgen sollen die Verfahren einfacher und schneller werden.

Doch die Bundesländer sorgen weiter für einen Flickenteppich, wie 

unser Gastautor anhand von Beispielen erklärt. 

D
ie Zeit, in der Unmengen von Akten-
ordnern und großformatige Pläne von 
den Architekturbüros werktäglich in 
die Bauämter getragen, dort regist-
riert, mit Aktenzeichen versehen und 

anschließend durch die verschiedenen Abteilun-
gen gereicht und geprüft werden, sollte eigentlich 
durch das Onlinezugangsgesetz vorbei sein. Denn 
das Onlinezugangsgesetz verpflichtet Bund und 
Länder, alle Verwaltungsleistungen elektronisch 
anzubieten, so auch etwa 25 baurechtliche Verfah-
ren, wie den Antrag auf Erteilung einer Baugeneh-
migung. Fünf Jahre hatte die öffentliche Hand Zeit, 
das Ganze umzusetzen. Entstanden ist ein digitaler 
und analoger Flickenteppich.

Für das Baurecht umfasst das Onlineangebot 

rund 25 digitale Vorgänge. So soll über das Sys-
tem etwa eine Baugenehmigung beantragt werden 
können oder auch eine Genehmigungsfreistel-
lung. Von einer flächendeckenden Verfügbarkeit 
der digitalen Angebote kann jedoch kaum gespro-
chen werden. In Mecklenburg-Vorpommern wur-
de seit 2019 eine digitale Lösung für das Bauge-
nehmigungsverfahren erarbeitet, die von sämtli-
chen Bauämtern kostenfrei übernommen werden 
könnte. Doch nur zehn Bundesländer haben dieses 
Angebot angenommen – mit unterschiedlichen 

Umsetzungen. In Baden-Württemberg hängt der 
digitale Antrag davon ab, ob die einzelne Baube-
hörde den Online-Prozess aktiviert hat. In meh-
reren Bundesländern können beziehungsweise 
müssen Anträge zwar digital eingereicht werden, 
aber es gilt dort weiterhin das Schriftformerforder-
nis, so dass eine eigenhändige Unterschrift (teils in 
dreifacher Ausfertigung) zu leisten ist. In Bremen 
bestimmt ein Verfahrenserlass, dass die erfor-
derlichen Unterlagen für alle bauaufsichtlichen 
Verfahren weiterhin in Papierform einzureichen 
sind. Hamburg besteht auf einen Unterlagensatz in 
Papierform.

Bauaufsichtsbehörden in Niedersachsen können 
den Beginn der elektronischen Verfahren bis zum 
31.12.2023 verschieben. Ein sogenannter Antrag-
sassistent im Bauportal Nordrhein-Westfalen 
ermöglicht zunächst im einfachen Baugeneh-
migungsverfahren die digitale Übermittlung von 
Unterlagen. Die letztendliche Entscheidung zur 
Nutzung des Portals liegt aber bei den Kommunen. 
Neben dem Baugenehmigungsverfahren sind im 
Saarland Anträge auf Erteilung eines Vorbescheids 
oder einer Genehmigungsfreistellung digital mög-
lich. Digitale Verfahren im Baurecht sind – soweit 
ersichtlich – gegenwärtig in Hessen sowie umfas-
send in �üringen möglich.

Der Teufel steckt im Detail, wie das Beispiel 

Bayern zeigt. Dort bieten zum Jahresbeginn 23 
Landratsämter sowie neun Städte einen digitalen 
Service an. Für das Baugenehmigungsverfahren 
bedeutet die Digitalisierung eine Änderung von 
Zuständigkeiten – auch für weiterhin mögliche 
Anträge in Papierform. Reichte man bisher jeden 
Bauantrag unabhängig davon, wer untere Bauauf-
sichtsbehörde ist, bei der Gemeinde ein, so ist er 
nun in digitaler Form unmittelbar bei der Bauge-
nehmigungsbehörde - häufig dem Landratsamt 
- einzureichen. Dies gilt grundsätzlich auch für 
Anträge in Papierform. 

Bestimmte Anträge, für deren Bearbeitung allein 
die Gemeinde zuständig ist, sind hingegen je nach 
gewählter Form bei dieser oder dem Landratsamt 
einzureichen. Ist eine sogenannte kleine Delega-
tionsgemeinde, die nur bestimmte Aufgaben der 
unteren Bauaufsichtsbehörden wahrnimmt, betei-
ligt, hängt deren Zuständigkeit stark vom jeweili-
gen Bauvorhaben ab. Nehmen das entsprechende 
Landratsamt und die Gemeinde am digitalen Bau-
antragsverfahren teil, ist je nach Bauvorhaben der 
Antrag bei der einen oder der anderen Stelle ein-
zureichen. Nimmt nur das entsprechende Landrat-
samt, nicht aber die Gemeinde teil, hängt es sogar 
vom konkreten Bauvorhaben ab, ob überhaupt 
digital eingereicht werden kann. 

Trotzdem ist der digitale Bauantrag das richtige 
Mittel – wenn denn endlich alles funktioniert. Das 
Arbeiten in einem „gemeinsamen virtuellen Groß-
raumbüro“ mit allen Beteiligten spart Zeit. Hinzu 
kommt die Möglichkeit, sich stets auf dem aktu-
ellen Verfahrensstand zu halten: Ein Blick genügt, 
um zu sehen, ob die erwartete Stellungnahme der 
beteiligten Fachbehörde eingegangen ist oder feh-
lende Unterlagen noch nachgereicht werden müs-
sen. Dank eines entsprechenden Hinweises im 
Bearbeitungsvorgang fallen fehlende Unterlagen in 
einem frühen Stadium des Prozesses auf. 

Hohe Papierstapel und große ausgedruckte Plä-

ne gehören der Vergangenheit an. Diese können 
daher auch nicht mehr auf dem Postweg verloren 
gehen. Insgesamt können Bauherren und Archi-
tekten deutlich flexibler arbeiten, da sie unabhän-
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gig von Öffnungs- oder Sprechzeiten der Behörde 
sind und selber von überall aus arbeiten können.

Generell bleibt zu hoffen, dass digitale Möglich-
keiten in Zukunft flächendeckend zur Verfügung 
gestellt werden und deren Ausbau an Fahrt auf-
nimmt. Denn dort, wo das neue Verfahren bereits 
genutzt wird, erfolgen positive Rückmeldungen 
hinsichtlich Vereinfachung und Transparenz. Dies 
betrifft etwa die Kommunikation mit der Behörde 
sowie allen weiteren am Verfahren Beteiligten.
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